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TAGESORDNUNG
 

Öffentlicher Teil

 

1. Genehmigung des Protokolls des öffentlichen Teils der 

Gemeinderatssitzung am 04.06.2025

01/2025/3004

2. Gemeindliches Einvernehmen zum Neubau einer Lagerhalle, zwei 

Mehrfamilienhäusern mit jeweils sechs Wohneinheiten, einer Tiefgarage 

und Pkw-Stellplätzen – Fl.Nr. 2960 Gemarkung Denklingen – 

Industriestraße 4

01/2025/3010

3. Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); Änderung des Bebauungsplans 

„Hirschvogel Automotive Group II; Behandlung der im Verfahren nach § 3 

Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen/ 

Beschlussvorschläge;

01/2025/3009

4. Spielplatzsatzung, Satzungsbeschluss 01/2025/3006

5. Ablösevereinbarung der Spielplatzpflicht; Festsetzung eines Ablösebetrags; 01/2025/3007

6. Stellplatzsatzung; Satzungsbeschluss 01/2025/3008

 

Erster Bürgermeister Andreas Braunegger eröffnet um 19:30 Uhr die Sitzung des Gemeinderates 

und stellt die ordnungsgemäße und fristgerechte Ladung sowie die Beschlussfähigkeit des 

Gemeinderates fest.

Des Weiteren erkundigt er sich nach Einwänden gegen die Tagesordnung. Es werden keine 

vorgetragen.

Öffentliche Sitzung
 

TOP  1 Genehmigung des Protokolls des öffentlichen Teils der Gemeinderatssitzung am 

04.06.2025

 

Sachverhalt:

 

Das Protokoll des öffentlichen Teils der Gemeinderatssitzung am 04.06.2025 ist den 

Gemeinderatsmitgliedern durch Veröffentlichung im Gremieninformationssystem folgender 

Anwendungen bekannt: „SessionNet“ und „Mandatos“

 

Beschluss:

 

Der Gemeinderat genehmigt dieses Protokoll.

 

 

Abstimmung: Ja 11  Nein 0  Anwesend 11
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TOP  2 Gemeindliches Einvernehmen zum Neubau einer Lagerhalle, zwei 

Mehrfamilienhäusern mit jeweils sechs Wohneinheiten, einer Tiefgarage und Pkw-

Stellplätzen – Fl.Nr. 2960 Gemarkung Denklingen – Industriestraße 4

 

Sachverhalt:

 

Mit Beschlüssen vom 09.10.2024, TOP 3, 18.12.2024, TOP 4 und 09.04.2025, TOP 4 wurde für o.g. 

Bauvorhaben das gemeindliche Einvernehmen verweigert. 

 

Zwischenzeitlich liegt ein Schreiben des Landratsamtes vom 18.06.2025 vor (siehe Anhang).

 

Das Landratsamt bittet um nochmalige Behandlung und Erteilung des gemeindlichen 

Einvernehmens. Es wird darauf hingewiesen, dass ein rechtswidrig versagtes Einvernehmen gemäß

§ 36 Abs. 2 Satz 3 BauGB durch das Landratsamt Landsberg am Lech ersetzt werden kann.

 

Wie aus dem beiliegenden Schreiben zu entnehmen ist, darf das Einvernehmen der 

Gemeinde nur aus den sich aus den §§ 31, 33 34 und 35 BauGB ergebenden Gründen versagt 

werden.

 

Das betreffende Bauvorhaben liegt im unbeplanten Innenbereich. Die Zulässigkeit des 

Bauvorhabens richtet sich daher gem. § 34 BauGB danach, ob es sich nach Art und Maß der 

baulichen Nutzung, überbaubarer Grundstücksfläche und Bauweise in die Eigenart der näheren 

Umgebung einfügt. Dies ist vorliegend der Fall. Die unmittelbare Umgebung des 

Baugrundstücks ist überwiegend von Wohnbebauung sowie Gewerbebetrieben geprägt, so 

dass sich die beantragte Nutzung „Wohnen“ und Gewerbe einfügt (Mischgebiet). Auch 

hinsichtlich des Maßes der baulichen Nutzung begegnet das Vorhaben keinen Bedenken, da 

sich in der Umgebung Gebäude mit vergleichbarer Grundfläche/Kubatur befinden, so dass sich 

das Bauvorhaben auch hinsichtlich des Maßes in die Umgebungsbebauung einfügt. Ebenfalls 

liegen die erforderlichen Nachweise zur Einhaltung der Stellplatzsatzung vor. 

Bauplanungsrechtliche Gründe, die ein Verweigern des Einvernehmens begründen, liegen nicht

vor. Auch der Verweis auf den durchgeführten Bürgerentscheid begründet die Verweigerung 

des Einvernehmens nicht. 

 

Beschluss:

 

Aus den sich aus o.a. Sachverhalt ergebenden Gründen erteilt der Gemeinderat das gemeindliche 

Einvernehmen.

 

 

Abstimmung: Ja 8  Nein 3  Anwesend 11
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TOP  3 Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); Änderung des Bebauungsplans „Hirschvogel 

Automotive Group II; Behandlung der im Verfahren nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 

BauGB eingegangenen Stellungnahmen/ Beschlussvorschläge;

 

Sachverhalt:

 

Der Gemeinderat hat am 19.03.2025 die erste Änderung des Bebauungsplanes "Hirschvogel 

Automotive Group II" im Sinne von § 30 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen.

Der Bebauungsplan ist rechtsverbindlich und sollen zum ersten Mal geändert werden. Da die 

Grundzüge der Planung durch die Änderung nicht berührt werden, wird die Änderung im 

vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB durchgeführt. Von der frühzeitigen Unterrichtung 

und Erörterung nach § 3 (1) und § 4 (1) BauGB sowie von der Umweltprüfung nach § 2 (4) 

BauGB kann demnach abgesehen werden.

Die frühzeitige Beteiligung der Bürger gemäß § 3 (2) BauGB fand im Rahmen der Auslegung der 

Planunterlagen (Entwurf in der Fassung vom 11.02.2025, gebilligt in der Sitzung vom 

19.03.2025) im Rathaus Denklingen vom 09.04.2025 bis 09.05.2025 (Fristverlängerung bis 

23.05.2025) statt. Die Bekanntmachung erfolgte am 31.03.2025. Die Öffentlichkeit hatte dabei 

die Gelegenheit zur Stellungnahme.

Mit E-Mail vom 01.04.2025 wurden die Träger öffentlicher Belange aufgefordert, zum Entwurf 

in der Fassung vom 11.02.2025 bis zum 09.05.2025 gemäß § 4 (1) BauGB Stellung zu nehmen. 

Die Frist wurde auf Antrag bis zum 23.05.2025 verlängert.

 

Folgende 49 Träger öffentlicher Belange wurden beteiligt:

- Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Fürstenfeldbruck

- Amt für ländliche Entwicklung, München

- Bayerischer Bauernverband, Kaufbeuren

- Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege, Referat B Q, München

- Bischöfliche Finanzkammer, Augsburg

- Bund Naturschutz, Kreisgruppe Landsberg am Lech

- Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Bonn

- Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, Geschäftsbereich Verwaltungsaufgaben, Nürnberg

- DB Services Immobilien GmbH, Niederlassung München

- Deutsche Telekom Technik GmbH, Technik Niederlassung Süd, Kempten

- Gemeinde Altenstadt

- Gemeinde Apfeldorf

- Gemeinde Bidingen

- Gemeinde Fuchstal

- Gemeinde Hohenfurch

- Gemeinde Kinsau

- Gemeinde Osterzell

- Gemeinde Reichling

- Gemeinde Schwabsoien

- Gemeinde Vilgertshofen
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- Handwerkskammer für München und Oberbayern, München

- Immobilien Freistaat Bayern, Regionalvertretung München

- Industrie- und Handelskammer für München und Oberbayern, München

- Katholisches Pfarramt Denklingen

- Katholisches Pfarramt Epfach

- Kreisbrandinspektion Landsberg am Lech

- Kreishandwerkerschaft, Landsberg am Lech

- Kreisheimatpflegerin, Dr. Heide Weißhaar-Kiem, Landsberg am Lech

- Kreisjugendring Landsberg am Lech

- Landesbund für Vogelschutz Bayern e.V., Schondorf am Ammersee

- Landratsamt Landsberg am Lech, Abt. Gesundheit und Prävention, Landsberg am Lech

- Landratsamt Landsberg am Lech, Kreisjugendamt, Landsberg am Lech

- Landratsamt Landsberg am Lech, Sg. „Kreiseigener Tiefbau“, Landsberg am Lech

- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Abfallbehörde, Landsberg am Lech

- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Bauaufsichtsbehörde, Landsberg am Lech

- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Bodenschutzbehörde, Landsberg am Lech

- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Immissionsschutzbehörde, Landsberg am Lech

- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Naturschutzbehörde, Landsberg am Lech

- Lechwerke AG, Augsburg

- Markt Kaltental

- Planungsverband Äußerer Wirtschaftsraum München

- Regierung von Oberbayern, Bergamt Südbayern, München

- Regierung von Oberbayern, Höhere Planungsbehörde, München

- Regierung von Oberbayern, Sachgebiet 10, München

- Regionaler Planungsverband München

- Staatliches Bauamt Weilheim i.OB

- Uniper Kraftwerke GmbH

- Vermessungsamt Landsberg am Lech

- Wasserwirtschaftsamt Weilheim i.OB

 

Im Rahmen der Beteiligung der Bürger sind keine Stellungnahmen eingegangen.

 

Folgende 20 Behörden bzw. sonstige Träger öffentlicher Belange haben zwar eine 

Stellungnahme abgegeben, jedoch weder Anregungen noch Bedenken vorgebracht, die 

beschlussmäßig zu behandeln wären:
- Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Fürstenfeldbruck; Stellungahme vom 

14.04.2025

- Bischöfliche Finanzkammer, Augsburg; E-Mail vom 09.04.2025

- Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Bonn; 

Stellungnahme vom 15.04.2025

- Deutsche Telekom Technik GmbH, Technik Niederlassung Süd, Kempten; E-Mail vom 08.04.2025

- Gemeinde Altenstadt; Stellungnahme vom 03.04.2025

- Gemeinde Bidingen; Stellungnahme vom 13.04.2025

- Gemeinde Hohenfurch, Stellungnahme vom 03.04.2025

- Gemeinde Osterzell, E-Mail vom 27.05.2025

- Gemeinde Schwabsoien; Stellungnahme vom 03.04.2025

- Handwerkskammer für München und Oberbayern, München; Stellungnahme vom 08.05.2025



Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Denklingen vom 23.07.2025, Öffentlicher Teil Seite 6 von 35

- Industrie- und Handelskammer für München und Oberbayern, München, E-Mail vom 28.05.2025

- Landratsamt Landsberg am Lech, Abt. Gesundheit und Prävention, Landsberg am Lech; 

Stellungnahme vom 10.04.2025

- Landratsamt Landsberg am Lech, Sg. „Kreiseigener Tiefbau“, Landsberg am Lech; Stellungnahme 

vom 15.04.2025

- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Bauaufsichtsbehörde, Landsberg am Lech; E-Mail vom 

02.04.2025

- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Immissionsschutzbehörde, Landsberg am Lech; 

Stellungnahme vom 28.04.2025

- Regierung von Oberbayern, Bergamt Südbayern, München; Stellungnahme vom 06.05.2025

- Regionaler Planungsverband München; E-Mail vom 08.05.2025

- Staatliches Bauamt Weilheim i.OB; E-Mail vom 01.04.2025

- Verwaltungsgemeinschaft Fuchstal; E-Mail vom 02.04.2025

- Wasserwirtschaftsamt Weilheim i.OB; E-Mail vom 08.04.2025

 

Beschlussmäßig zu behandelnde Anregungen bzw. Einwendungen liegen von folgenden 5 

Behörden bzw. sonstigen Trägern öffentlicher Belange vor:
- Kreisbrandinspektion Landsberg am Lech; Stellungnahme vom 20.04.2025

- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Bodenschutzbehörde, Landsberg am Lech; 

Stellungnahme vom 02.04.2025

- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Naturschutzbehörde, Landsberg am Lech; 

Stellungnahme vom 23.05.2025

- LEW Verteilnetz GmbH (Lechwerke AG), Augsburg; E-Mail vom 24.04.2025

- Regierung von Oberbayern, Höhere Planungsbehörde, München; Stellungnahme vom 

22.04.2025

 

Zur Information: Keine Äußerung ist eingegangen von folgenden 24 Behörden bzw. sonstigen 

Trägern öffentlicher Belange:
- Amt für ländliche Entwicklung, München

- Bayerischer Bauernverband, Kaufbeuren

- Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege, Referat B Q, München

- Bund Naturschutz, Kreisgruppe Landsberg am Lech

- Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, Geschäftsbereich Verwaltungsaufgaben, Nürnberg

- DB Services Immobilien GmbH, Niederlassung München

- Gemeinde Apfeldorf

- Gemeinde Kinsau

- Gemeinde Reichling

- Gemeinde Vilgertshofen

- Immobilien Freistaat Bayern, Regionalvertretung München

- Katholisches Pfarramt Denklingen

- Katholisches Pfarramt Epfach

- Kreishandwerkerschaft, Landsberg am Lech

- Kreisheimatpflegerin, Dr. Heide Weißhaar-Kiem, Landsberg am Lech

- Kreisjugendring Landsberg am Lech

- Landesbund für Vogelschutz Bayern e.V., Schondorf am Ammersee

- Landratsamt Landsberg am Lech, Kreisjugendamt, Landsberg am Lech

- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Abfallbehörde, Landsberg am Lech
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- Markt Kaltental

- Planungsverband Äußerer Wirtschaftsraum München

- Regierung von Oberbayern, Sachgebiet 10, München

- Uniper Kraftwerke GmbH

- Vermessungsamt Landsberg am Lech

 

Würdigung der Stellungnahmen:

Im Folgenden werden die wesentlichen Aussagen der eingegangenen Stellungnahmen 

gewürdigt und Beschlussvorschläge formuliert. Die Stellungnahmen werden dem Gemeinderat 

als Anhang zur Verfügung gestellt.

 

A Stellungnahmen im Rahmen der Bürgerbeteiligung

Es sind keine Stellungnahmen eingegangen (siehe oben).

 

B Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange

Behörden bzw. Träger öffentlicher Belange, die zwar eine Stellungnahme abgegeben haben, 

jedoch weder Anregungen noch Bedenken vorgebracht haben (siehe o.a. Auflistung):

Beschluss:

Die Stellungnahmen der oben aufgeführten Behörden bzw. Träger öffentlicher Belange werden 

zur Kenntnis genommen. Auswirkungen auf die Planung sind nicht ersichtlich

 

C Beschlussmäßig zu behandelnde Anregungen bzw. Einwendungen

 

1. Kreisbrandinspektion Landsberg am Lech, Stellungnahme vom 20.04.2025

Wortlaut der Stellungnahme:

„Die Feuerwehrzufahrten sowie Bewegungsflächen sind nach DIN 14090 einzurichten 

und zu unterhalten. Die Richtlinie über die Flächen der Feuerwehr sind einzuhalten sowie

die technischen Baubestimmungen.

Die Löschwasserversorgung durch einen Löschwasserbehälter, der auf einem privaten 

Firmengelände und gleichzeitig 700 Meter entfernt liegt, wird Seitens der 

Brandschutzdienststelle sehr kritisch gesehen! Der zu betreibende Aufwand für 700 

Meter Schlauchstrecke und das setzen mehrerer Pumpen ist nach erster Einschätzung 

unverhältnismäßig. In der Regel können alle Löschwasserversorgung im Umkreis von 300

Metern die öffentlich zugänglich sind mit einbezogen werden. 700 Meter sind hier weit 
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außerhalb der Regel. Außerdem liegt der Löschwasserbehälter wie oben beschrieben auf 

einem privaten Firmengelände. Somit wird eine dingliche Sicherung als nicht möglich 

gesehen. Die alleinige Verfügungsgewalt obliegt nun mal immer der Firma Hirschvogel. 

Seitens der Brandschutzdienststelle wurde hierfür auch Rücksprache mit der Regierung 

von Oberbayern gehalten, welche derselben Auffassung ist.“

Beschluss:

Kenntnisnahme. Die Feuerwehrzufahrten und Bewegungsflächen gem. DIN 14090 sowie

die weiterführenden, technischen Baubestimmungen werden im Rahmen der 

Objektplanung bzw. Brandschutzplanung nachgewiesen und eingehalten. Dies wird 

indirekt auch durch die Auflagen des Genehmigungsbescheids des LRA Landsberg am 

Lech vom 21.05.2025 (KMU-1095-2024-2) für das geplante Bauvorhaben der Fa. Sporer 

gefordert.

Der erforderliche Löschwasserbedarf in Industriegebieten beträgt gem. DVGW 

Arbeitsblatt W405 i.d.R. 192 m³/h. Nur wenn durch Verwendung einer 

feuerhemmenden, feuerbeständigen oder stark feuerhemmenden Bauweise mit harter 

Bedachung eine „kleine Gefahr der Brandausbreitung“ vorliegt, müssen nur 92 m³/h 

bereitgestellt werden.

Der Volumenstrom von 192 m³/h, der bei mittlerer und großer Gefahr der 

Brandausbreitung erforderlich wäre, kann nur zu 71% aus dem öffentlichen Leitungsnetz

bereitgestellt werden (136 m³/h). Ca. 29% (56 m³/h) müssten aus einem 

Löschwasserbehälter ergänzt werden. Zur Nutzung des Löschwasserbehälters der Fa. 

Hirschvogel wurde zwar bereits zwischen der Sporer GmbH und der Hirschvogel 

Automotive Group eine privatrechtliche Vereinbarung getroffen, diese 

Versorgungsmöglichkeit ist jedoch aufgrund der großen Entfernung nicht bzw. nur 

unverhältnismäßig nutzbar.

Für die Firma Sporer zeigen sich daher die folgenden Alternativen:

a) Bau eines eigenen betriebseigenen Löschwasserbehälters, vgl. Bescheid LRA 

Landsberg a. Lech

b) Wahl einer Bauweise, die das Kriterium der „kleinen Gefahr der Brandausbreitung“ 

erfüllt

Aus diesen Gründen wird der Hinweis B.19. des Bebauungsplans wie folgt geändert:

„Das Einhalten der gesetzlichen und fachlichen Brandschutznormen ist im Rahmen der 

Eingabeplanung von einem geeigneten Büro für Brandschutzplanung nachzuweisen. 

Insbesondere ist die ausreichende Löschwasserversorgung zu berücksichtigen. Aus dem 

Trinkwassernetz der Gemeine Denklingen können maximal 136 m³/h bereitgestellt 

werden. Das Hydrantennetz ist nach den technischen Regeln der Arbeitsblättern W331 

und W405 des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches (DVGW) auszubauen. Der 

Hydrantenplan ist vom Kreisbrandrat gegenzuzeichnen.“

2. Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Bodenschutzbehörde, Landsberg am Lech; 

Stellungnahme vom 02.04.2025

Wortlaut der Stellungnahme:

„Laut aktueller Datenlage des Altlasten-, Bodenschutz-, und Deponieinformationssystems 
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(ABuDIS) sind für den Landkreis Landsberg am Lech keine gefahrenverdächtigen Flächen mit

erheblichen Bodenbelastungen oder sonstigen Gefahrenpotentialen bekannt, die in 

negativer Weise auf das Schutzgut Boden-Mensch und Boden-Grundwasser im 

Geltungsbereich der o.g. Flächennutzungsplanänderungen und des Bebauungsplanes 

einwirken können. Sollten derartige Erkenntnisse beim Planungsträger vorhanden sein, die 

sich z.B. aus einer gewerblichen Vornutzung des Geländes oder aus Auffüllungen ableiten 

lassen oder Auffälligkeiten der Bodenbeschaffenheit im Zuge der Baumaßnahmen oder 

Nutzung bekannt werden, so sind diese gemäß § 5 Abs. 3 Nr. 3 BauGB und § 9 Abs. 5 Nr. 3 

BauGB zu berücksichtigen. In diesem Fall ist die untere Abfall- / Bodenschutzbehörde 

gemäß § 47 Abs. 3 KrWG und Art. 1 Satz 1 und 2 i. V. m. Art 12 BayBodSchG zu informieren. 

Die weiteren Maßnahmen wie Aushubüberwachung nach § 51 Abs. 1 Nrn. 1 u. 2 KrWG und 

Art. 26 BayAbfG i. V.m. § 10 Abs. 2 Nrn. 5 - 8 KrWG, die Abstimmung von Verwertungs- und 

Entsorgungsmaßnahmen nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 und § 3 Nachweisverordnung und ggfs. 

nachfolgende Beweissicherungsuntersuchungen nach 10 Abs. 1 S. 1 i. V. m. § 4 Abs. 2 

BBodSchG sind mit der unteren Abfall-/Bodenschutzbehörde abzustimmen.“

Beschluss:

Kenntnisnahme. Den Belangen des Bodenschutzes wird mit Hinweis B.12 des 

Bebauungsplans ausreichend Rechnung getragen. Eine Änderung der Planung ist weder 

gefordert noch veranlasst.

3. Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Naturschutzbehörde, Landsberg am Lech; 

Stellungnahme vom 23.05.2025

Wortlaut der Stellungnahme:

„Die untere Naturschutzbehörde stimmt der 1. Änderung des Bebauungsplanes 

„Hirschvogel Automotive Group II“ grundsätzlich zu, weißt jedoch noch auf folgende 

Punkte hin:

1. Grünordnung.

Zum Schutz des nordöstlich verlaufenden Feldgehölzes ist hierbei in Anlehnung an die 

DIN18920 nachfolgendes zu beachten:.

• Verbot von Bodenauftrag im Kronentraufbereich

• Abgrabungsverbot im Bereich der Bodenfläche unter der Kronentraufe zuzüglich 1,5 m 

nach allen Seiten

• Schutz des Wurzelbereiches vor dem Befahren durch und dem Abstellen von 

Fahrzeugen oder Baumaterial im Bereich der Bodenfläche unter der Kronentraufe 

zuzüglich 1,5 m nach allen Seiten

• Schutz der Gehölze vor mechanischen Schäden

Sollten dennoch Gehölze ausfallen, sind diese bis spätestens in der darauffolgenden 

Pflanzperiode durch standortgerechte, einheimische Gehölze zu ersetzen.

2. Belange des Artenschutzes.

Aufgrund dem angrenzenden Feldgehölz und der an die freie Natur angrenzenden 

offenen Lage ist zur Vermeidung des Vogelschlages nachfolgendes in der Satzung, bzw. 
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Begründung zu ergänzen:

Um einen Verbotstatbestand das Tötungs- und Verletzungsrisiko nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 i.

V. m. Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 BNatSchG ausschließen zu können, muss sichergestellt werden, 

dass keine signifikante Risikoerhöhung für Vogelschlag aufgrund von großen 

Glasflächen, stark spiegelnden Glasflächen, Eckfenstern (transparente Gebäudeecken) 

und der Nähe zu Vogellebensräumen besteht. Diese Glasflächen sind so zu gestalten, 

dass der Vogelschlag minimiert wird, vgl. Art. 36 Abs. 1 BayVwVfG. Hierbei sind 

Maßnahmen wie beispielsweise halbtransparente Materialien, flächige Markierungen 

oder Außen-Jalousien in Betracht zu ziehen. Greifvogelsilhouetten und UV-Licht-

reflektierendes Glas bieten jedoch keinen adäquaten Schutz vor Vogelschlag. Wir 

empfehlen zudem die halbtransparenten Materialien oder flächigen Markierungen 

zwischen die Glasscheiben einarbeiten zu lassen, da dies kostengünstiger und eine 

dauerhaftere Lösung als das Anbringen der Materialien an der Glasflächenaußenseite ist.

3. Kompensationsbedarf – und Umfang.

Die untere Naturschutzbehörde stimmt der unter 7.1 der Begründung beschriebenen 

Berichtung der Eingriffsermittlung und dem berechneten Kompensationsbedarf von 

35.256 WP zu. Allerdings kann bei der Berechnung des Kompensationsbedarfes nicht mit 

einem halben WP gerechnet werden. Sofern absehbar ist, dass beispielsweise nur ein Teil

der Ausgleichsfläche als artenreiche Flachlandmähwiese (GU6510) hergestellt werden 

kann, ist nur in diesem Bereich mit einem Zielzustand von 9 WP zu rechnen und in dem 

übrigen Bereich mit 8 WP als Zielzustand zu rechnen. Sollte eine artenreiche 

Flachlandmähwiese auf der gesamten Ausgleichsfläche voraussichtlich erreicht werden 

können, kann hier ein Zielzustand von 9 WP angenommen werden. Ggf. muss der 

Zielzustand auf 8 WP angepasst werden sofern absehbar ist, dass dieser nicht erreicht 

werden kann.

4. Pflegekonzept der Ausgleichsfläche

Grundsätzlich besteht von Seiten der unteren Naturschutzbehörde ein Einverständnis mit

den Pflegemaßnahmen. Wie beschrieben ist ggf. der Zeitpunkt der Aushagerungsmahd, 

bzw. der Schnittzeitpunkt nach erfolgter Aushagerung in Abstimmung mit der unteren 

Naturschutzbehörde anzupassen. Als Saatgut ist ausschließlich zertifiziertes 

Regiosaatgut (Herkunftsregion 8) von Rieger-Hofmann, Blaufelden oder vergleichbarer 

Qualität zu verwenden. Wie unter 17. der Satzung, bzw. Planzeichnung beschrieben, ist 

eine dingliche Sicherung der unteren Naturschutzbehörde für die Ausgleichsfläche im 

Eigentum der Fa. Sporer auf der Fl. Nr. 1188 der Gemarkung und Gemeinde Denklingen 

der unteren Naturschutzbehörde vorzulegen. Die untere Naturschutzbehörde möchte 

darauf hinweisen, dass eine abschließende Stellungnahme erst nach der Anpassung des 

Kompensationsumfanges und dem Vorliegen der dinglichen Sicherung erstellt werden 

kann.“

Beschluss:

Zu 1.:

Kenntnisnahme. Das Feldgehölz ist im Bebauungsplan als „zu erhalten“ festgesetzt. 

Dadurch ergibt sich eine Pflicht, auch bauzeitlich keine Eingriffe in das Gehölz 
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vorzunehmen. Die DIN  Norm 18920  ist in Deutschland bei der Planung und 

Durchführung von Arbeiten jeder Art, durch die eine bauliche Anlage hergestellt, 

instand gehalten, geändert oder beseitigt wird, anzuwenden.. Daher muss Sie nicht 

zwingend gesondert im Bebauungsplan behandelt werden. Jedoch wird ein 

entsprechender Hinweis auf die Norm in Teil B aufgenommen.

Zu 2.:

Kenntnisnahme. Die Fa. Sporer die plant die Errichtung einer gewerblichen Lagerhalle, 

so dass hier voraussichtlich keine großflächigen Glasflächen entstehen, die das 

Vogelschlagrisiko erhöhen würden. Allerdings steht auch der Bau eines kleineren 

Bürogebäudes im Raum. Dieses würde vermutlich größere Glasflächen aufweisen. Daher

wird der folgende Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen:

„Zur Vermeidung von Vogelschlag sollten transparente Brüstungen, transparente 

Absturzsicherungen, Über-Eck Verglasungen sowie verspiegelten Glasflächen vermieden

werden. Große Glasflächen (>1,5 m²) sollten durch die Verwendung von Vogelschutzglas

gegen Vogelschlag gesichert werden. Vogelsilhouetten und UV-reflektierendes Glas 

bieten keinen Schutz gegen Vogelschlag.“

Zu 3.:

Kenntnisnahme. Die Rechnung mit 2,5 statt 3 Wertpunkten erfolgte nicht bei der 

Ermittlung des Kompensationsbedarfs, sondern bei der Ermittlung des 

Kompensationsumfangs. Grund für diesen Abschlag war, dass die Bestandsaufnahme 

spät in der Vegetationsperiode erfolgte und nicht gesichert festgestellt werden konnte, 

ob das geplante Entwicklungsziel (mäßig extensiv genutztes, artenreiches Grünland / 

artenreiche Flachlandmähwiese mit 9 Wertpunkten) in allen Bereichen der Wiese wie zu

erwarten erreicht werden kann. Mit der Verwendung des halben Wertpunkts wurde von

dem worst-case Szenario ausgegangen, dass die Aufwertung nur auf 50% der Fläche 

erreicht werden kann.

Um der Empfehlung der unteren Naturschutzbehörde zu folgen, wird demnach nun der 

Umweltbericht wie folgt geändert:

- Berechnung des Kompensationsumfangs mit 3 Wertpunkten Aufwertung auf 100% der 

Fläche, dadurch wird ein deutlich größerer Überschuss generiert.

- Hinweis auf durchzuführende Erfolgskontrolle mit Pflicht zur Rückmeldung an die 

untere Naturschutzbehörde, falls das Entwicklungsziel in Teilen der Fläche nicht erreicht

werden kann.

Zu 4.:

Kenntnisnahme. Eine Änderung der Planung ist weder gefordert noch veranlasst.

4. LEW Verteilnetz GmbH (Lechwerke AG), Augsburg; E-Mail vom 24.04.2025

Wortlaut der Stellungnahme:

„Gegen die Aufstellung des Bebauungsplans bestehen unsererseits keine Einwände, wenn 

weiterhin der Bestand unserer Betriebsmittel zur Aufrechterhaltung der Stromversorgung 

gewährleistet ist und nachstehende Belange berücksichtigt werden.

Bestehende 1-kV-Kabelleitungen

Vorsorglich weisen wir auf die verlaufende 1-kV-Kabelleitung unserer Gesellschaft im 
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Geltungsbereich hin. Diese ist im beiliegenden Kabellageplan dargestellt. Der Schutzbereich 

sämtlicher Kabelleitungen beträgt 1,00 m beiderseits der Trassen und ist von einer 

Bebauung sowie tiefwurzelnden Bepflanzung freizuhalten. Wir bitten um Beachtung des 

beigelegten Kabelmerkblattes „Merkblatt zum Schutz erdverlegter Kabel“.

Bestehende 20-kV-Freileitung S6

Innerhalb des Geltungsbereiches verläuft unsere 20-kV-Leitung S6. Diese ist im beiliegenden

MS-Plan dargestellt. Der Schutzbereich der Freileitung beträgt 8,00 m beiderseits der Trasse

Nachdem es sich um eine Hauptversorgungsleitung handelt, ist der Bestand weiterhin zu 

gewährleisten. Ein Leitungsabbau ist von unserer Seite nicht vorgesehen.

Wir machen darauf aufmerksam, dass innerhalb des Leitungsschutzbereiches die Errichtung

von Bauwerken im Allgemeinen nicht zulässig ist. Ausnahmen können zugelassen werden, 

wenn die in den Vorschriften der Freileitungsnorm DIN EN 50423 und die Bestimmungen 

DIN VDE 0105 (Arbeiten im Spannungsbereich) geforderten Mindestsicherheitsabstände 

eingehalten werden.

Aus diesem Grund sind sämtliche Bauvorhaben innerhalb des Leitungsschutzbereiches - 

wenn möglich bereits im Entwurfsstadium - zur Stellungnahme vorzulegen. Unsere 

Stellungnahme erfolgt gemäß Art. 65 BayBO als Träger öffentlicher Belange.

Beschränkungen und Hinweise innerhalb der Leitungsschutzzone

Wir bitten folgende Beschränkungen und Hinweise innerhalb des Leitungsschutzbereiches 

zu beachten:

• Innerhalb des Schutzbereiches müssen die einschlägigen Vorschriften der DIN EN 50423 

(vormals VDE-Vorschrift 0210) beachtet werden; insbesondere ist nach DIN VDE 0105 bei 

Arbeiten in Spannungsnähe immer ein Schutzabstand von mindestens 3,00 m zu den unter 

Spannung stehenden Leiterseilen einzuhalten. Jede auch nur kurzfristige Unterschreitung 

des Schutzabstandes ist für die am Bau Beschäftigen lebensgefährlich.

• Bei Verwendung eines Bau- oder Autokranes außerhalb des Schutzbereiches der 

genannten Leitung muss durch geeignete, von der Baufirma zu treffende Maßnahmen 

sichergestellt werden, dass ein Einschwingen des Kranseiles und der angeschlagenen Lasten

in den Schutzbereich der Leitung unter allen Umständen unterbleibt. Der Standort eines 

Baukrans ist deshalb entsprechend zu wählen.

• Bei jeder Annäherung an unsere Versorgungseinrichtungen sind wegen der damit 

verbundener Lebensgefahr die Unfallverhütungsvorschriften für elektrische Anlagen und 

Betriebsmittel DGUV Vorschrift 3 (BGV A3) der Berufsgenossenschaft Energie Textil Elektro 

Medienerzeugnisse einzuhalten.

Die Ausführungen des beigelegten Merkheftes für Baufachleute sind zu beachten. 

Allgemeiner Hinweis Bei jeder Annäherung an unsere Versorgungseinrichtungen sind wegen
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der damit verbundenen Lebensgefahr die Unfallverhütungsvorschriften für elektrische 

Anlagen und Betriebsmittel DGUV (BGV A3) der Berufsgenossenschaft Energie Textil Elektro

einzuhalten.

Vor Beginn der Grabarbeiten muss durch die Baufirma eine entsprechende Kabelauskunft 

eingeholt werden. Wir bitten zu gegebener Zeit mit unserer Betriebsstelle Buchloe Kontakt 

aufzunehmen.

Betriebsstelle Buchloe

Bahnhofstraße 13

86807 Buchloe

Ansprechpartner: Betriebsstellenleiter Herr Götz Marco

Tel. 08241/5002-384

E-Mail: marco.goetz@lew-verteilnetz.de

Eine detaillierte Kabelauskunft kann auch online unter https://geoportal.lvn.de/apak/ 

abgerufen werden. Unter der Voraussetzung, dass die genannten Punkte berücksichtigt 

werden, sind wir mit der Aufstellung des Bebauungsplanes einverstanden.“

Anlagen zu Stellungnahme:

mailto:marco.goetz@lew-verteilnetz.de
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Beschluss:

Kenntnisnahme. Die Hinweishefte der LEW sind identisch mit den vorgebrachten 

Anmerkungen im ursprünglichen Bebauungsplan. Die Stromleitungen sind mit den 

Festsetzungen A 6.7.1 und 6.7.2 ausreichend gesichert. Die von der Fa. Sporer geplanten 

Gebäude auf dem Flurstück Nr. 1686/1 liegen alle außerhalb des Schutzbereichs der 20 kV 

Freileitung S6, welche einen Mast im Geltungsbereich auf Fl.Nr. 1686/4 hat. Daher muss 

diese Leitung für das unmittelbar angedachte Vorhaben auch nicht verlegt werden.

5. Regierung von Oberbayern, Höhere Planungsbehörde, München; Stellungnahme vom 

22.04.2025

Wortlaut der Stellungnahme:

„Sachverhalt

Die Gemeinde Denklingen beabsichtigt mit o.g. Planung die bauplanungsrechtlichen 

Voraussetzungen für die Errichtung einer Lagerhalle eines Dachbaustoffhändlers (Sporer 

GmbH) zu schaffen. Ursprünglich war das Plangebiet (ca. 1,9 ha) als Erweiterungsfläche für 

die nördlich angrenzende Hirschvogel Automotive Group gedacht. Aufgrund dessen wurden 

viele Planungsaspekte auf die unmittelbare Anbindung an das nördlich gelegene 

Werksgelände ausgelegt (bspw. Erschließung, (Lösch-)Wasserversorgung, etc.). Da das 

Plangebiet nun von einem anderen Nutzer beansprucht werden soll, muss der 

Bebauungsplan entsprechend angepasst werden und der Plan die rechtlichen 

Anforderungen eigenständig erfüllen. Aufgrund von Besitzverhältnissen ändern sich somit 

auch die festgesetzten Ausgleichsflächen. Die bisherigen Flächen entfallen, stattdessen wird

als Ausgleich eine Teilfläche der Fl.-Nr. 1188 Gmk. Denklingen als heimische, 

standortgerechte Blühwiese entwickelt.

Bewertung

Der ursprüngliche Bebauungsplan sowie die dafür notwendige 33. 

Flächennutzungsplanänderung sind seit 2022 rechtskräftig. Die Bauleitplanverfahren 

wurden mit notwendigen Erweiterungsflächen für die ortansässige Hirschvogel Automotive 

Group begründet. Auch die Stellungnahmen der höheren Landesplanungsbehörde (vgl. 

Schreiben vom 18.01.2021 bzw. 10.06.2021) bezogen sich auf die Werkserweiterung des 

ansässigen Betriebs als Bedarf zur Flächenausweisung. Die vorliegende Planung legt den 

Schluss nahe, dass die Hirschvogel Automotive Group mittelfristig keine 

Erweiterungsflächen für ihr Werk benötigen. Etwaige zukünftige Ansiedlungen o.ä. können 

demnach mit den bestehenden gewerblichen Potenzialflächen gedeckt werden.

Ergebnis

Die o.g. Planung steht den Erfordernissen der Raumordnung nicht entgegen.

Hinweis

Zur Pflege der Planzentrale und des Rauminformationssystems bitten wir Sie, uns nach 

Inkrafttreten von Bauleitplänen bzw. städtebaulichen Satzungen eine Endausfertigung mit 

ausgefüllten Verfahrensvermerken und der Angabe des Rechtskraftdatums über das 
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Funktionspostfach flaechenerfassung@reg-ob.bayern.de zukommen zu lassen (vgl. Art. 30, 

31 BayLplG).“

Beschluss:

Kenntnisnahme. Mit der Aussage „Die vorliegende Planung legt den Schluss nahe, dass die 

Hirschvogel Automotive Group mittelfristig keine Erweiterungsflächen für ihr Werk 

benötigen. Etwaige zukünftige Ansiedlungen o.ä. können demnach mit den bestehenden 

gewerblichen Potenzialflächen gedeckt werden.“ deutet die Landesplanungsbehörde 

darauf hin, dass sie ggf. weitere Bauleitplanungsverfahren, die auf die Firma Hirschvogel 

zugeschnitten sind, vor diesem Hintergrund anders bewerten könnte. Eine Änderung der 

Planung ist nicht veranlasst.

 

Verfahrensleitende Hinweise:

Die beschlossenen Änderungen betreffen ausschließlich Hinweise und Anpassungen in der 

Begründung und im Umweltbericht. Eine weitere Beteiligung und Auslegung sind daher nicht 

erforderlich. Die erste Änderung des Bebauungsplans „Hirschvogel Automotive Group II“ 

inklusive der hier beschlossenen Änderungen wird nach Sicherung der Ausgleichsflächen in 

einem separaten Beschluss als Satzung beschossen.
 

 

Beschluss:

 

Zu den im Verfahren §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB eingegangenen Stellungnahmen werden die 

Beschlüsse wie im Sachverhalt dargelegter Abwägung gefasst.

 

 

Abstimmung: Ja 11  Nein 0  Anwesend 11

 

 

TOP  4 Spielplatzsatzung, Satzungsbeschluss

 

Sachverhalt:

 

Mit Novelle der Bayerischen Bauordnung durch das erste Modernisierungsgesetz wird die bisher 

staatliche Pflicht zur Herstellung von Spielplätzen mit Wirkung zum 1. Oktober 2025 

kommunalisiert. Dies bedeutet, dass die entsprechenden staatlichen Pflichten zu diesem Zeitpunkt 

entfallen. Für Gemeinden, die entsprechende Spielplatzpflichten einführen möchten sind bis 

spätestens Ende September neue Satzungen zu erlassen. 

 

 

Beschluss:

 

Der Gemeinderat beschließt folgende Satzung:
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Satzung zur Einführung einer Pflicht zum Nachweis eines Spielplatzes für Kinder

(Spielplatzsatzung)

 

Die Gemeinde Denklingen erlässt aufgrund von Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat 

Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796 ff., BayRS 

2020-1-1-I), zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 9. Dezember 2024 (GVBl. S. 573 ff.) und 

Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 und 3 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung

vom 14. August 2007 (GVBl. S. 588 ff., BayRS2132-1-B), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. 

Dezember 2024 (GVBl. S. 605) sowie durch Gesetz vom 23. Dezember 2024 (GVBl. S. 619), folgende 

Satzung:

 

§ 1

Anwendungs- und Geltungsbereich

 

(1) Diese Satzung gilt für die Errichtung von Gebäuden mit mehr als fünf Wohnungen.

(2) Diese Satzung regelt die Art der Erfüllung der Spielplatzpflicht sowie die Größe, Beschaffenheit, 

Ausstattung und Unterhaltung von Spielplätzen bzw. deren Ablöse.

(3) Diese Satzung gilt für das gesamt Gemeindegebiet Denklingen.

 

§ 2

Pflicht zur Herstellung, Ausstattung und Unterhaltung/ bzw. Ablöse der Spielplatzpflicht

 

(1) Bei der Errichtung von Gebäuden im Sinne des § 1 Abs. 1 ist ein ausreichend großer Spielplatz 

verpflichtend herzustellen, auszustatten und zu unterhalten.

(2) Die Erfüllung der Spielplatzpflicht kann auch durch einen Ablösevertrag gegenüber der 

Gemeinde erfüllt werden.

 

§ 3

Größe, Lage und Ausstattung

 

(1) Je 25 m² Wohnfläche sind 1,5 m² Spielplatzfläche nachzuweisen, jedoch mindestens 60 m². Die 

Fläche muss für das Spielen von Kindern bis zu 14 Jahren geeignet und ausgestattet sein.

 
(2) Der Spielplatz soll möglichst verkehrsabgewandt in sonniger, windgeschützter Lage 

angelegt werden. Er muss gegen Anlagen, von denen Gefahren oder Störungen ausgehen 

so abgeschirmt werden, dass die Kinder ungefährdet spielen können.

 
(3) Für je 60 m² Fläche ist er mit mindestens einem gesonderten, zuverlässig beschatteten 

Spielsandbereich ((Mindestgröße 5 m²) und zwei ortsfesten Spielgeräten auszustatten. 

Die Mindestanzahl der geforderten Spielgeräte kann durch Kombinationsgeräte erbracht 

werden. Hierbei sind die allgemein anerkannten Regeln der Technik einzuhalten.
 
(4) Spielplätze sind je 60 m² Spielplatzfläche mit einer ortsfesten, barrierefreien 

Sitzgelegenheit für mindestens zwei Personen sowie ausreichend Schatten spendenden 

Elementen auszustatten. Zudem ist ein ortsfester Abfallbehälter aufzustellen. 
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(5) Die Spielplatzfläche ist mit heimischen, nicht giftigen Gehölzen einzugrünen. Pro 

angefangene 30m² Spielplatzfläche ist jeweils ein standortgerechter Laubbaum, Mindest- 

Stammumfang 18-20 cm zu pflanzen.
 

§ 4

Herstellung und Ablöse des Spielplatzes

 
(1) Der Spielplatz ist auf dem Baugrundstück zu errichten.

 
(2) Die Pflicht zur Herstellung, Ausstattung und Unterhaltung des Spielplatzes kann auch 
durch Übernahme der Kosten gegenüber der Gemeinde Denklingen übernommen werden 

(Ablösevertrag). Der Ablösebetrag wird durch gesonderte Beschlussfassung des 

Gemeinderates bestimmt. 
 

 
§ 5

Unterhaltung
 
Der Spielplatz ist in benutzbarem Zustand zu erhalten; sie sind nach den allgemein 
angerkannten Regen der Technik zu kontrollieren, zu warten und instand zu setzen. Auf die 
zivilrechtlichen Verkehrssicherungspflichten wird hingewiesen
 

§ 6

Abweichung; Verhältnis zu anderen Regelungen

 
(1) Art. 63 BayBO bleibt unberührt.

 
(2) Regelungen in Bebauungsplänen oder sonstigen städtebaulichen Satzungen nach dem 

Baugesetzbuch, die von den Regelungen dieser Satzung abweichen, haben Vorrang. 
 

§ 7

Inkrafttreten
Die Satzung tritt am 01.10.2025 in Kraft.
 

 

Abstimmung: Ja 11  Nein 0  Anwesend 11

 

 

TOP  5 Ablösevereinbarung der Spielplatzpflicht; Festsetzung eines Ablösebetrags;

 

Sachverhalt:

 

Gem. § 4 der Spielplatzsatzung kann die Pflicht zur Herstellung, Ausstattung und Unterhaltung des 

Spielplatzes auch durch Übernahme der Kosten gegenüber der Gemeinde Denklingen übernommen 

werden. Hierzu ist ein Ablösevertrag erforderlich. Der Ablösebetrag ist durch gesonderte 

Beschlussfassung des Gemeinderates zu bestimmen.
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Beschluss:

 

Der Gemeinderat beschließt, die Ablöse von Spielplätzen wie folgt:

 

Der Ablösebetrag beträgt 48.000,00 € für einen Spielplatz von 60 m² plus 800,00 € je weiteren m².

Der Geldbetrag für die Ablöse von Kinderspielplätzen ist für die Herstellung oder Unterhaltung der 

örtlichen Kinder- oder Jugendfreizeiteinrichtungen zu verwenden. Der Ablösebetrag wird alle 5 

Jahre entsprechend der Entwicklung des Baukostenindex angepasst.

Die Einzelheiten werden in einem Ablösevertrag geregelt. Ein Entwurf liegt im Anhang bei.  Der 

Ablösevertrag ist vor Erteilung der Baugenehmigung abzuschließen. 

 

Für Gebäude, die ausschließlich dem Wohnen von Senioren oder Studenten bestimmt sind, gilt ein 

Ablösebetrag von 5.000 € je abzulösenden Spielplatz. 

 

 

Abstimmung: Ja 11  Nein 0  Anwesend 11

 

 

TOP  6 Stellplatzsatzung; Satzungsbeschluss

 

Sachverhalt:

 

Mit Novelle der Bayerischen Bauordnung durch das erste Modernisierungsgesetz wird die bisher 

staatliche Pflicht zur Herstellung von Stellplätzen mit Wirkung zum 1. Oktober 2025 kommunalisiert.

Dies bedeutet, dass die entsprechenden staatlichen Pflichten zu diesem Zeitpunkt entfallen. Für 

Gemeinden, die entsprechende Stellplatzpflichten fortführen möchten sind bis spätestens Ende 

September neue Satzungen zu erlassen. 

Aktuell rechtsverbindliche Stellplatzsatzungen behalten nach Art. 83 Abs. 5 Satz 2 BayBO ihre 

Gültigkeit, wenn sie die in der ab 1. Oktober 2025 geltenden Anlage zur Garagen- und 

Stellplatzverordnung (GaStellV) festgelegten Höchstzahlen (Anlage 3) nicht überschreiten. Zur 

erleichterten Prüfung wurde vom Bauministerium eine Gegenüberstellung der bisherigen und 

neuen Richtzahlen zur Verfügung gestellt (Anlage 4). Wegen der „Bestandsschutzoption“ nach Art. 

83 Abs. 5 Satz 2 BayBO kann es sich anbieten, eine aktuell gültige Satzung mit einer Änderung vor 

dem 1. Oktober 2025 den Höchstgrenzen der GaStellV anzupassen. Nach den Vollzugshinweisen des

Bauministeriums bleiben in diesem Fall auch solche Regelungen bestehen, die auf Grundlage der ab

1. Oktober 2025 geltenden Ermächtigungsgrundlage des Art. 81 Abs. 1 Nr. 4 BayBO so nicht mehr 

getroffen werden könnten. Dies betrifft insbesondere Regelungen zur Beschaffenheit von 

Stellplätzen, die die neue Ermächtigungsgrundlage nicht mehr erlaubt. 

 

 

Beschluss:

 

Der Gemeinderat beschließt folgende Satzung:
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Satzung über die Anzahl und die Gestaltung von Stellplätzen (Stellplatzsatzung – StS)

 

Präambel

 

Die Gemeinde Denklingen erlässt aufgrund Art. 23 der Gemeindeordnung (GO) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl S. 796 ff.), zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes 

vom 9. Dezember 2024 (GVBl. S. 573 ff.), und Art. 81 Abs. 1 Nr. 1, 4 und 5 der Bayerischen 

Bauordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2007 (GVBl. S. 588 ff), zuletzt 

geändert durch die §§ 12 und 13 des Gesetzes vom 23. Dezember 2024 (GVBl. S. 605) und durch § 4

des Gesetzes vom 23. Dezember 2024 (GVBl. S. 619), folgende

 

Satzung über die Anzahl und die Gestaltung

von Stellplätzen

 

 

§ 1

räumlicher und sachlicher Geltungsbereich

 

(1) Die Vorschriften dieser Satzung gelten für das gesamte Gemeindegebiet einschließlich aller

Ortsteile. Die Regelungen in rechtsverbindlichen Bebauungsplänen oder sonstigen

städtebaulichen Satzungen, die von dieser Regelung abweichen, gehen dieser Satzung vor. 

 

(2) Diese Satzung regelt Anzahl, Größe und Beschaffenheit von erforderlichen Stellplätzen, Carports

und Garagen für Kraftfahrzeuge nach Art. 47 Abs. 1 BayBO und § 1 GaStellV sowie für

erforderliche Abstellplätze für Fahrräder.

 

 

§ 2

Pflicht zur Herstellung von Stellplätzen

 

(1) Bei der Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von Gebäuden oder sonstigen baulichen

Anlagen im Sinne des Art. 1 Abs. 1 BayBO, bei denen Zu- und Abfahrtsverkehr oder ein

zusätzlicher Bedarf zu erwarten ist, sind erforderliche Stellplätze in ausreichender Zahl, Größe

und Beschaffenheit herzustellen. Ausgenommen hiervon sind Nutzungsänderungen, der Ausbau

von Dachgeschossen und die Aufstockung von Wohngebäuden gem. Art. 81 Abs. 1 Nr. 4b,

zweiter Halbsatz BayBO, sofern sie zu Wohnzwecken erfolgen.

 

(2) Die Stellplätze sind auf dem Baugrundstück selbst herzustellen. Ausnahmsweise ist die

Herstellung erforderlicher Stellplätze auf einem geeigneten Grundstück in der Nähe zulässig,

wenn die Benutzung auf Dauer und für diesen Zweck gegenüber der Bauaufsichtsbehörde

rechtlich gesichert ist.

 

(3) Erforderliche Stellplätze müssen spätestens zum Zeitpunkt der Nutzungsaufnahme bzw.

Benutzbarkeit der baulichen oder sonstigen Anlagen fertiggestellt sein.
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§ 3

Anzahl der erforderlichen Stellplätze

 

(1) Die Anzahl der erforderlichen Stellplätze ist gemäß der Anlage zur Verordnung über den Bau und

Betrieb von Garagen sowie über die Zahl der notwendigen Stellplätze (Garagen- und

Stellplatzverordnung – GaStellV) vom 30. November 1993 in ihrer jeweils gültigen Fassung

entsprechend der jeweiligen Nutzung zu ermitteln. Bei Vorhaben mit unterschiedlichen

Nutzungen ist der Stellplatzbedarf jeder einzelnen Nutzung getrennt, zunächst ohne Rundung zu

ermitteln. Anschließend sind die Bedarfe zu addieren. Die Anzahl der erforderlichen Stellplätze

ist ab einer 5 an der ersten Dezimalstelle auf die nächsthöhere ganze Zahl aufzurunden.

 

(2) Die Anzahl der erforderlichen Stellplätze für Vorhaben, die in der Anlage der Verordnung über

den Bau und Betrieb von Garagen sowie über die Zahl der notwendigen Stellplätze vom 30.

November 1993 in ihrer jeweils gültigen Fassung nicht erfasst sind, ist nach dem

voraussichtlichen tatsächlichen Bedarf im Einzelfall unter sinngemäßer Berücksichtigung der

Richtzahlen für Vorhaben mit vergleichbaren Nutzungen zu ermitteln. 

 

(3) Werden Anlagen verschiedenartig genutzt, ist eine gegenseitige Anrechnung der erforderlichen

Stellplätze nur bei zeitlich getrennter Nutzung möglich.

 

(4) Bei Änderungen bestehender Anlagen und bei Nutzungsänderungen sind die erforderlichen

Stellplätze für den Mehrbedarf, der durch die Änderung ausgelöst wird, nachzuweisen. Der

Stellplatzbedarf ist aus der Differenz des Bedarfs des Bestands vor der Änderung zum

Gesamtbedarf nach der Änderung zu ermitteln. 

 

(5) Werden Anlagen errichtet, geändert oder in ihrer Nutzung geändert, bei denen ein Zu- und

Abfahrtverkehr von einspurigen Kraftfahrzeugen (z.B. Motorräder) zu erwarten ist, sind auch

hierfür Stellplätze in ausreichender Anzahl und Größe sowie in geeigneter Beschaffenheit

herzustellen. Anzahl und Größe der Stellplätze richten sich nach der Art der vorhandenen und zu

erwartenden Benutzer und Besucher der Anlage.

 

(6) Für Anlagen mit regelmäßigem Lastkraftwagenverkehr ist auch eine ausreichende Anzahl von

Stellplätzen für Lastkraftwagen nachzuweisen. Auf ausgewiesenen Ladezonen dürfen keine

Stellplätze nachgewiesen werden.

 

(7) Für Anlagen, bei denen ein regelmäßiger Verkehr mit Autobussen zu erwarten ist, ist auch eine

ausreichende Anzahl von Stellplätzen für Autobusse nachzuweisen. 

 

(8) Erforderliche Stellplätze müssen ungehindert und unabhängig voneinander befahrbar und

nutzbar sein. Der Vorplatz vor Garageneinfahrten gilt dann als Stellplatz im Sinne dieser Satzung,

wenn dieser eine Länge von mindestens 5,2 m aufweist und derselben Wohneinheit, wie die

Garage vor der er liegt, zugeordnet und dies dinglich gesichert ist.
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§ 4

Anforderungen an die Herstellung

 

(1) Stellplätze für Besucher sind oberirdisch anzulegen. Sie müssen leicht und auf kurzem Weg

erreichbar sein. 

 

(2) Mehr als zwei zusammenhängende Stellplätze/Carports/Garagen sollen nur über eine

gemeinsame Zu- und Abfahrt mit einer Höchstbreite von 6 m an die öffentliche Verkehrsfläche

anschließen.

 

(3) Zwischen Garagen und öffentlichen Verkehrsflächen müssen Zu- und Abfahrten (Stauraum) von

mindestens 3 m Länge vorhanden sein. Abweichungen können gestattet werden, wenn wegen

der Sicht auf die öffentliche Verkehrsfläche keine Bedenken bestehen. 

 

(4) Erforderliche Stellplätze müssen bei Schräg- und Senkrechtaufstellung mindestens 5,20 m lang

sein. Die lichte Breite eines Stellplatzes bei Schräg- und Senkrechtaufstellung muss mindestens

betragen

- 2,5 m, wenn keine Längsseite

- 3,00 m, wenn eine Längsseite,

- 3,05 m, wenn beide Längsseiten des Stellplatzes durch Wände, Stützen andere Bauteile

oder Einrichtungen begrenzt ist.

- 3,65 m, neben festen Einbauten 4,05 m, wenn der Stellplatz für Behinderte bestimmt ist.

Erforderliche Stellplätze längs der Fahrbahn müssen mindestens 6,0 m lang sein und über eine 

lichte Breite von min. 2,00 m verfügen.

 

(5) Zur Vermeidung von Flächen mit hohen thermischen oder hydrologischen Lasten sind die

Flächen für Stellplätze im Freien sowie Zu- und Abfahrten zu Stellplätzen und Garagen mit

wasserdurchlässigen Oberflächen (z.B. Rasengittersteine, Schotter-, oder Pflasterrasen)

anzulegen. 

 

(6) Stellplätze, die nicht von der öffentlichen Verkehrsfläche aus angefahren werden, sind durch

Bepflanzung (z.B. freiwachsende oder geschnittene Hecke) von der öffentlichen Verkehrsfläche

abzuschirmen. Zur Vermeidung von Flächen mit erheblich unterdurchschnittlichem

ökologischem sowie wohnklimatischem Wert sind Stellplatzanlagen mit mehr als 10 Stellplätzen

durch Bäume und Sträucher zu gliedern. Dabei ist für je vollendete 5 Stellplätze mindestens ein

standortgerechter Laubbaum zu pflanzen, dessen Baumscheibe mindestens der Fläche eines

Stellplatzes entspricht.

 

(7) Flachdächer bzw. flach geneigte Dächer von Garagen und Carports sowie von

Tiefgaragenabfahrten bis zehn Grad Neigung sind dauerhaft zu begrünen. Sind dort technische

Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie vorgesehen, ist die

Dachbegrünung durchlaufend unter der jeweiligen Anlage anzuordnen.

 

(8) Bei mehr als 8 erforderlichen Stellplätzen sind die baulichen Voraussetzungen für eine

jederzeitige Ausstattung mit Elektroladestationen zu versehen, die mindestens die
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Anforderungen als Normalladepunkt für Elektroautos gemäß § 3 der Ladesäulenverordnung

erfüllt.
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§ 5

Stellplätze für Menschen mit Behinderung

 

(1) Ab 10 zu errichtenden Stellplätzen sind 3 % der erforderlichen Stellplätze, jedoch mindestens ein

Stellplatz, für Menschen mit Behinderungen nach den Vorgaben der DIN 18040-1 zu errichten

und entsprechend zu kennzeichnen. 

 

(2) Stellplätze nach § 5 Absatz 1 sind in Tiefgaragen in der Nähe der Aufzüge anzuordnen, im

Übrigen in unmittelbarer Nähe zum Haupteingang der Anlage.

 

§ 6

Abstellplätze für Fahrräder

 

(1) Bei der Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von Gebäuden oder sonstigen baulichen

Anlagen im Sinne des Art. 1 Abs. 1 BayBO einschließlich genehmigungspflichtiger

Nutzungsänderungen sind Fahrradabstellplätze in ausreichender Zahl und geeigneter

Beschaffenheit auf dem Baugrundstück herzustellen. 

 

(2) Die Anzahl der erforderlichen Fahrradabstellplätze ist anhand der Richtzahlenliste, die in ihrer

jeweils geltenden Fassung Bestandteil dieser Satzung ist, entsprechend der jeweiligen Nutzung

zu ermitteln. Bei Vorhaben mit unterschiedlichen Nutzungen ist der Bedarf an

Fahrradabstellplätzen jeder einzelnen Nutzung getrennt, zunächst ohne Rundung zu ermitteln.

Anschließend sind die Bedarfe zu addieren. Die Anzahl der erforderlichen Stellplätze ist ab einer

5 an der ersten Dezimalstelle auf die nächsthöhere ganze Zahl aufzurunden.

Für Bauvorhaben, die in der Liste nicht erfasst sind, ist die Anzahl in Anlehnung an eine oder

mehrere vergleichbare Nutzungen zu ermitteln.

 

(3) Bei Wohngebäuden mit mehr als 4 Wohneinheiten und bei Kindergärten/Kindertagestätten o.ä.

sind 10 % der erforderlichen Fahrradabstellplätze als Flächen für Lastenräder und

Fahrradanhänger auszubilden (3 m²/Lastenrad bzw. Fahrradanhänger). 

 

(4) Ein Abstellplatz für ein Fahrrad muss bei ebenerdiger Aufstellung mindestens 1,90 m lang und

0,70 m breit sein (vgl. Darstellung). Bei höhenversetzter Anordnung der Fahrradabstellplätze

genügt eine Breite von 0,50 m, sofern hierfür entsprechende Fahrradständer verwendet

werden. Jeder Abstellplatz muss von einer ausreichenden Bewegungsfläche mit einer Tiefe von

mindestens 1,80 m direkt zugänglich sein, auch wenn die benachbarten Abstellplätze belegt

sind.
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Bei der Anwendung von sog. Anlehnbügeln können pro Bügel Abstellplätze für zwei Fahrräder 

nachgewiesen werden. Hierfür ist ein Abstand von 1,20 m zwischen den Bügeln erforderlich.

 

(5) Fahrradabstellplätze müssen von der öffentlichen Verkehrsfläche aus ebenerdig oder über

Rampen oder Treppen mit Rampen gut zugänglich und verkehrssicher zu erreichen sein; sie

sollen in unmittelbarer Nähe zum Eingang des Vorhabens angeordnet werden. Soweit

Fahrradabstellplätze in Kellern oder Tiefgaragen nachgewiesen werden, muss entweder eine

ausreichend dimensionierte, befahrbare Rampe oder eine Treppe mit seitlicher Rampe von

mind. 1,25 m Breite und einer Neigung von max. 10 % vorhanden sein. Verläuft die

Fahrradrampe unmittelbar parallel zur TG-Rampe, darf die Neigung bis zu 15 % betragen.

 

(6) Für Wohngebäude mit mehr als 4 Wohneinheiten sind überdachte Fahrradabstellplätze im

Freien oder absperrbare Räume zum Einstellen der Fahrräder herzustellen und bereitzuhalten.

Diese Räume können in den Wohngebäuden selbst, in den Nebengebäuden oder der Tiefgarage

vorgesehen werden. 50 % dieser Stellplätze ist oberirdisch herzustellen.

 

(7) Bei Gebäuden mit öffentlicher Nutzung oder bei sonstigen Bauvorhaben ab 20 erforderlichen

Fahrradabstellplätzen sind Fahrradständer zu verwenden, in denen ein Fahrrad kippsicher und

ohne Gefahr einer Verformung eines Laufrades steht. Die Fahrradständer müssen ein einfaches

und diebstahlsicheres Anschließen des Fahrradrahmens ermöglichen. Sie müssen der DIN 79008

entsprechen. Zudem müssen 25 % dieser Fahrradabstellplätze überdacht sein.

 

 

§7

Abweichungen

 

Unter den Voraussetzungen des Art. 63 BayBO können Abweichungen zugelassen werden.

 

§ 8

Ordnungswidrigkeiten

 

Mit Geldbuße bis zu 500.000 € kann gem. Art. 79 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BayBO belegt werden, wer 

Stellplätze entgegen § 2 dieser Satzung nicht oder Entgegen den Gebote und Verboten des § 3 

errichtet.

 

 

§ 9

Inkrafttreten

 

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft und ersetzt die Stellplatzsatzung 

vom Juli 2024. 
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Richtzahlen für Fahrradabstellplätze

 

Nr. Verkehrsquelle Zahl der erforderlichen 

Fahrradabstellplätze

1. Wohngebäude  

1.1 Einfamilienhäuser, 

Mehrfamilienhäuser und sonstige 

Gebäude mit Wohnungen

Bis 40 m² WF 1 je Whg.

Bis 80 m² WF 2 je Whg.

Über 80 m² 3 je Whg.

1.2 Gebäude mit ausschließlich 

Altenwohnungen

0,5 je Wohnung, mind. 5

1.2 Arbeitnehmerwohnheime 1 je 5 Betten, mind. 5

1.3 Altenheime, Langzeit- und 

Kurzzeitpflegeheime

1 je 6 Betten, mind. 5

1.4 Tagespflegeeinrichtungen 1 je 6 Pflegeplätze, mind. 5

   

2. Gebäude mit Büro-, Verwaltungs- 

und Praxisräumen

 

2.1 Büro- und Verwaltungsräume 

allgemein

1 je begonnene 40 m² HNF

2.2 Räume mit erheblichem 

Besucherverkehr (Schalter-, 

Abfertigungs- oder Beratungsräume, 

Arztpraxen und dergl.)

1 je begonnene 40 m² HNF, 

jedoch mindestens 5

3. Verkaufsstätten  

3.1 Läden, Waren- und Geschäftshäuser, 

Verbrauchermärkte, Einkaufszentren

1 je begonnene 50 m² Verkaufsfläche,

jedoch mind. 5 je Laden

4. Versammlungsstätten (außer 

Sportstätten), Kirchen

 

4.1 Versammlungsstätten (z.B. 

Lichtspieltheater, Schulaulen, 

Vortragssäle, Mehrzweckhallen)

1 je 10 Sitzplätze
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4.2 Kirchen 1 je 10 Sitzplätze

   

5 Sportstätten  

5.1 Sportplätze 1 je 200 m² Sportfläche

1 je 10 Besucherplätze, sofern vorhanden

5.2 Turn- und Sporthallen 1 je 50 m² Hallenfläche

1 je 10 Besucherplätze, sofern vorhanden

5.3 Tennisplätze 2 je Spielfeld

1 je 10 Besucherplätze, sofern vorhanden

5.6 Fitnessstudios 1 je 20 m² Nutzfläche

   

6 Gaststätten und 

Beherbergungsbetriebe

 

6.1 Gaststätten 1 je 10 m² 

Nettogastraumfläche/Freischankfläche

Freischankfläche: bis zur Größe der 

innenliegenden Gastraumfläche wird von 

einer Wechselnutzung ausgegangen

6.2 Gaststätten mit hoher 

Besucherfrequenz

1 je 5 m² Hauptnutzungsfläche nach DIN 

277 Teil 2

Freischankfläche: bis zur Größe der 

innenliegenden Gastraumfläche wird von 

einer Wechselnutzung ausgegangen

6.3 Hotels, Pensionen, andere 

Beherbergungsbetriebe

1 je 10 Betten

für zugehöriges Restaurant Zuschlag 

nach 6.1.

   

8 Bildungseinrichtungen  

8.1 Kindergärten/Kindertagesstätten o.ä. 2 je Gruppe; mind. 4
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8.2 Grundschule 10 je Klasse in Stufe 4

8.3 Berufsbildungswerke, 

Ausbildungswerkstätten etc.

2 je 5 Auszubildende

8.4 Einrichtungen der 

Erwachsenenbildung

5 je Seminarraum

   

9 Gewerbliche Anlagen  

9.1 Handwerks- und Industriebetriebe 1 je 5 Beschäftigte; jedoch mind. 3

9.2 Lagerräume, -plätze, Ausstellungs-, 

Verkaufsplätze

1 je 90 m² Nutzfläche, jedoch mindestens 

1 je 5 Beschäftigte; jedoch mindestens 3

9.3 Tankstellen mit Pflegeplätzen 1 je 5 Beschäftigte; jedoch mindestens 3

 Automatische Kfz-Waschanlagen 1 je 5 Beschäftigte; jedoch mindestens 3

 Kfz-Waschplätze zur Selbstbedienung 1 je 5 Beschäftigte; jedoch mindestens 3

 Autovermietungen 1 je 5 Beschäftigte; jedoch mindestens 3

 Fahrschulen 1 je 3 Sitzplätze; jedoch mindestens 3

 Speditionen 1 je 5 Beschäftigte; jedoch mindestens 3

 Omnibusbetriebe 1 je 5 Beschäftigte; jedoch mindestens 3

 Spielhallen 1 je 20 m² Nutzfläche; jedoch mindestens 

3

 Vergnügungsstätten 1 je 20 m² Nutzfläche; jedoch mindestens 

3

 Saunas 1 je 20 m² Nutzfläche, jedoch mindestens 

3

 Solarien 1 je 20 m² Nutzfläche, jedoch mindestens 

3

 

 

 

Abstimmung: Ja 11  Nein 0  Anwesend 11
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Damit war der öffentliche Teil der Sitzung beendet. Herr Erster Bürgermeister Braunegger eröffnet 

nach Ausschluss der Öffentlichkeit den nicht öffentlichen Teil.

 

Sitzungsende öffentlicher Teil: 19:48 Uhr

 

 

 

 

 

Andreas Braunegger    Birgit Jost

Erster Bürgermeister    Schriftführer
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